
Beschluss des Gerichtshofs (Fünfte Kammer) vom 7. 
Dezember 2010 (Vorabentscheidungsersuchen der Curte 
de Apel Bacău — Rumänien) — SC SEMTEX SRL/Direcția 
Generală a Finanțelor Publice Bacău, Administrația 

Finanțelor Publice Bacău 

(Rechtssache C-440/10) ( 1 ) 

(Vorabentscheidungsersuchen — Fehlende Sachverhaltsdar­
stellung — Unzulässigkeit) 

(2011/C 63/33) 

Verfahrenssprache: Rumänisch 

Vorlegendes Gericht 

Curte de Apel Bacău 

Parteien des Ausgangsverfahrens 

Klägerin: SC SEMTEX SRL 

Beklagte: Direcția Generală a Finanțelor Publice Bacău, Adminis­
trația Finanțelor Publice Bacău 

Gegenstand 

Vorabentscheidungsersuchen — Curte de Apel Bacău, Secția 
Comercială, Contencios Administrativ și Fiscal — Zulassung 
zuvor in anderen Mitgliedstaaten zugelassener Gebrauchtwagen 
— Umweltsteuer auf die Erstzulassung von Kraftfahrzeugen in 
einem Mitgliedstaat — Vereinbarkeit der nationalen Regelung 
mit Art. 110 AEUV –Ungleichbehandlung gegenüber Ge­
brauchtwagen, die in diesem Mitgliedstaat bereits zugelassen 
sind und bei einer späteren Veräußerung und erneuten Zulas­
sung nicht der genannten Steuer unterliegen 

Tenor 

Das mit Entscheidung vom 1. September 2010 vorgelegte 
Vorabentscheidungsersuchen der Curte de Apel Bacău ist offensichtlich 
unzulässig. 

( 1 ) ABl. C 328 vom 4.12.2010. 

Beschluss des Gerichtshofs (Fünfte Kammer) vom 7. 
Dezember 2010 (Vorabentscheidungsersuchen der Curte 
de Apel Bacău — Rumänien) — Ioan Anghel/Direcția 
Generală a Finanțelor Publice Bacău, Administrația 

Finanțelor Publice Bacău 

(Rechtssache C-441/10) ( 1 ) 

(Vorabentscheidungsersuchen — Fehlende Sachverhaltsdar­
stellung — Unzulässigkeit) 

(2011/C 63/34) 

Verfahrenssprache: Rumänisch 

Vorlegendes Gericht 

Curte de Apel Bacău 

Parteien des Ausgangsverfahrens 

Kläger: Ioan Anghel 

Beklagte: Direcția Generală a Finanțelor Publice Bacău, Adminis­
trația Finanțelor Publice Bacău 

Gegenstand 

Vorabentscheidungsersuchen — Curte de Apel Bacău, Secția 
Comercială, Contencios Administrativ și Fiscal — Zulassung 
zuvor in anderen Mitgliedstaaten zugelassener Gebrauchtwagen 
— Umweltsteuer auf die Erstzulassung von Kraftfahrzeugen in 
einem Mitgliedstaat — Vereinbarkeit der nationalen Regelung 
mit Art. 110 AEUV — Ungleichbehandlung gegenüber Ge­
brauchtwagen, die in diesem Mitgliedstaat bereits zugelassen 
sind und bei einer späteren Veräußerung und erneuten Zulas­
sung nicht der Steuer unterliegen 

Tenor 

Das mit Entscheidung vom 1. September 2010 vorgelegte 
Vorabentscheidungsersuchen der Curte de Apel Bacău ist offensichtlich 
unzulässig. 

( 1 ) ABl. C 328 vom 4.12.2010. 

Antrag auf Auslegung des Urteils vom 17. Mai 1990, 
Barber (C-262/88), eingereicht am 26. Mai 2010 von 

Manuel Enrique Peinado Guitart 

(Rechtssache C-262/88 INT) 

(2011/C 63/35) 

Verfahrenssprache: Spanisch 

Parteien 

Antragsteller: Manuel Enrique Peinado Guitart 

Mit Beschluss vom 17. Dezember 2010 hat der Gerichtshof 
(Siebte Kammer) den Antrag auf Auslegung für unzulässig 
erklärt. 

Rechtsmittel, eingelegt am 22. November 2010 von Tomra 
Systems ASA, Tomra Europe AS, Tomra Systems GmbH, 
Tomra Systems BV, Tomra Leergutsysteme GmbH, Tomra 
Systems AB und Tomra Butikksystemer AS gegen das 
Urteil des Gerichts (Fünfte Kammer) vom 9. September 
2010 in der Rechtssache T-155/06, Tomra Systems ASA, 
Tomra Europe AS, Tomra Systems GmbH, Tomra Systems 
BV, Tomra Leergutsysteme GmbH, Tomra Systems AB und 

Tomra Butikksystemer AS/Europäische Kommission 

(Rechtssache C-549/10 P) 

(2011/C 63/36) 

Verfahrenssprache: Englisch 

Verfahrensbeteiligte 

Rechtsmittelführerinnen: Tomra Systems ASA, Tomra Europe AS, 
Tomra Systems GmbH, Tomra Systems BV, Tomra Leergutsys­
teme GmbH, Tomra Systems AB, Tomra Butikksystemer AS 
(Prozessbevollmächtigte: Rechtsanwalt O. W. Brouwer, und A. 
J. Ryan, Solicitor)
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Andere Verfahrensbeteiligte: Europäische Kommission 

Anträge 

Die Rechtsmittelführerinnen beantragen, 

— das Urteil des Gerichts wie mit diesem Rechtsmittel bean­
tragt aufzuheben; 

— den Rechtsstreit endgültig zu entscheiden und die Entschei­
dung für nichtig zu erklären oder jedenfalls die Geldbuße 
herabzusetzen oder alternativ, falls der Gerichtshof nicht 
selbst über die Rechtssache entscheidet, diese zur Entschei­
dung im Einklang mit dem Urteil des Gerichtshofs an das 
Gericht zurückzuverweisen; 

— falls die Kosten nicht vorbehalten bleiben, der Europäischen 
Kommission die Kosten der Verfahren vor dem Gericht und 
dem Gerichtshof aufzuerlegen. 

Rechtsmittelgründe und wesentliche Argumente 

Das Rechtsmittel richtet sich gegen das Urteil des Gerichts vom 
9. September 2010 in der Rechtssache T-155/06, Tomra Sys­
tems ASA, Tomra Europe AS, Tomra Systems GmbH, Tomra 
Systems BV, Tomra Leergutsysteme GmbH, Tomra Systems AB 
und Tomra Butikksystemer AS/Europäische Kommission (im 
Folgenden: Urteil), mit dem die Klage der Rechtsmittelführer­
innen gegen die Entscheidung der Europäischen Kommission, 
in der festgestellt worden war, dass das Verhalten der Rechts­
mittelführerinnen geeignet gewesen sei, den Markt für Leergut­
automaten für Getränkeverpackungen (reverse vending machi­
nes) abzuschotten, abgewiesen wurde. 

Die Rechtsmittelführerinnen sind der Ansicht, dass der Gerichts­
hof das Urteil aufheben solle, da das Gericht mit der Feststel­
lung, dass das Verhalten der Rechtsmittelführerinnen geeignet 
gewesen sei, den Markt für Leergutautomaten für Getränkever­
packungen abzuschotten, Rechts- und Verfahrensfehler began­
gen habe. Die Klägerinnen haben insoweit folgende Klagegründe 
vorgebracht: 

i) Rechtsfehler bei der vom Gericht durchgeführten Prüfung 
der Feststellung der Europäischen Kommission, dass eine 
wettbewerbswidrige Absicht, den Markt abzuschotten, vor­
gelegen habe: Indem das Gericht lediglich verlangt habe, 
dass die Europäische Kommission keine Unterlagen zurück­
halte, habe es implizit verneint, dass es eine umfassende 
Prüfung der Entscheidung der Europäischen Kommission 
anhand Art. 82 EG-Vertrag (jetzt Art. 102 AEUV) durch­
führen müsse, und auch die Anforderungen an eine summa­
rische Prüfung zur Feststellung, dass die von der Europäi­
schen Kommission zugrundegelegten Beweise präzise, ver­
lässlich, stimmig, vollständig und als Grundlage für die da­
raus gezogenen Schlussfolgerungen geeignet seien, nicht er­
füllt. 

ii) Rechtsfehler sowie das Fehlen einer hinreichenden und an­
gemessenen Begründung in Bezug auf den Anteil an der 
Gesamtnachfrage, auf die sich die Vereinbarungen hätten 
erstrecken müssen, um missbräuchlich zu sein: Das Urteil 
enthalte lediglich ungenaue und unsubstantiierte Ausführun­
gen zur Beschreibung des abgeschotteten Teils der Nach­
frage, während es einen eindeutigen Nachweis, dass die Ab­
schottung eines bestimmten Anteils der Nachfrage miss­
bräuchlich gewesen sei, sowie eine hinreichende und ange­
messene Begründung hätte enthalten müssen. 

iii) Verfahrensfehler und Rechtsfehler bei der Prüfung rückwir­
kender Rabattsysteme: Das Gericht habe das Vorbringen der 

Rechtsmittelführerinnen zu rückwirkenden Rabattsystemen 
missverstanden und folglich nicht angemessen berücksich­
tigt. Das Gericht habe außerdem insoweit einen Rechtsfehler 
begangen, als es von der Europäischen Kommission nicht 
den Nachweis verlangt habe, dass die rückwirkenden Rabatt­
systeme der Rechtsmittelführerinnen zu Preisen unter Kos­
tenniveau geführt hätten. 

iv) Rechtsfehler und Fehlen einer angemessenen Begründung in 
Bezug auf die Feststellung, ob Vereinbarungen, in denen die 
Rechtsmittelführerinnen als bevorzugter Lieferant, Hauptlie­
ferant oder erster Lieferant bezeichnet worden seien, als 
ausschließliche Vereinbarungen eingestuft werden könnten, 
da nicht geprüft und festgestellt worden sei, ob alle fragli­
chen Vereinbarungen Anreize enthalten hätten, sich aus­
schließlich von den Rechtsmittelführerinnen beliefern zu las­
sen, und zuvor das Vorbringen der Rechtsmittelführerinnen, 
dass das Gericht bei der Prüfung berücksichtigen müsse, ob 
die Vereinbarungen nach nationalem Recht bindende Aus­
schließlichkeitsvereinbarungen gewesen seien, zurückgewie­
sen worden sei. 

v) Rechtsfehler bei der Überprüfung der Geldbuße in Bezug auf 
die Auslegung und Anwendung des Gleichbehandlungs­
grundsatzes: Das Gericht habe den Gleichbehandlungsgrund­
satz nicht korrekt angewandt, da es bei der Entscheidung, 
dass die Geldbuße der Rechtsmittelführerinnen nicht diskri­
minierend gewesen sei, nicht geprüft habe, ob das all­
gemeine Geldbußenniveau gestiegen sei. 

Klage, eingereicht am 30. November 2010 — Europäische 
Kommission/Bundesrepublik Deutschland 

(Rechtssache C-562/10) 

(2011/C 63/37) 

Verfahrenssprache: Deutsch 

Parteien 

Klägerin: Europäische Kommission (Prozessbevollmächtigte: F.W. 
Bulst und I. Rogalski, Bevollmächtigte) 

Beklagte: Bundesrepublik Deutschland 

Anträge 

Die Klägerin beantragt, der Gerichtshof möge wie folgt entschei­
den: 

— Die Bundesrepublik Deutschland verstößt gegen ihre Ver­
pflichtungen aus Artikel 56 AEUV, indem sie 

1. einen Anspruch auf Pflegegeld nach dem Wortlaut des § 
34 Absatz 1 Nr. 1 SGB XI bei einem temporären Auf­
enthalt des Pflegebedürftigen im EU-Ausland nur für 
maximal sechs Wochen gewährt; 

2. für Pflegedienstleistungen, die bei einem temporären 
Aufenthalt des Pflegebedürftigen im EU-Ausland in An­
spruch genommen und die von einem im EU-Ausland 
niedergelassenen Dienstleister erbracht wurden, eine 
Kostenerstattung in der Höhe der innerhalb Deutsch­
lands gewährten Pflegesachleistungen nicht vorsieht 
bzw. durch § 34 Absatz 1 Nr. 1 SGB XI ausschließt;
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